
Beiblatt .. zur Pffl'mtntsiiorr.'pondenz 15. Juni 1954 

D~eD8tt'U8RA und Versetzung im Dienst. Aer la,i1i,n;usIII'DfüblUng 

A n fra g e 'b e ,a n t w 9 iF tun g 

1'1ne Anfrage der AbgiDr.G red 1 e r und Genossen, betretf~nd 

Verwendung von c:U'tentliohen Beamten aueserhalb ihres ständigen Wobn- : 
'tlrtes, hat nunmehr B.undeskanzler Ing.R a a b beantwortet. In der 
Anfragebeantwortung wird ausgeführt. 

I Die Abgeordnet.n Dl'.Gredler, :Dr.Pfeifer, Herzele und Genossen 
baben an die Bundesregierung folgende A.nfrage geriohtet. 

"In steig,endem Masse werden Beamte ausserhalb ihres ständig,n 
, I 

Wohnsitzes verwendet. Dies betrifft sowohl die allgemeine Staatsver- I 

weltung als auoh die Sonderverwaltungen von Bund, Land und Gemeinden. ' 
Versetzungsgesuche soloher Beamten an ihren Wohnort werden entweder 

überhaupt nioht oder seh~ zCSgernd erledigt. Da die finanzielle Lage 

der Beamtensohaft z~gegebenermaseen sehr trist ist, bedeutet die 
Trennung von Wohn- und Dienstort nicht nur einen sohweren finanziellen 

Naohteil für den Betroffenen, sondern auoh eine ständige St<:Srung 
seiner Familienverhältnisse. Reisekostenzusohüsse werden sehr,selten 

\ 

aUS so,lchen Grinden gewährt, da auf solche keinerlei Reohtsanspruoh 

besteht. Die Trennung von Wohn- und Dienstort bedeutet aber auch eine 

untragbare dauerndekCSrperliohe und seelisohe Belastung des so Be­
troffenen und überdies eine unnötige Belastung der allgemeinen Verkehrs­

mittel. Da ein Wohnungsweohsel mit Rüoksioht auf die allgemeinen Wohnuni8-
verhältnissetast nie durchführbar 1st, wäre eine verstärkte VerwendQng 

von ortsansässigen Beamten vorzusiehen. 
Ist die Bundesregierung gewillt, solche, oft jahrelang gegen 

den W1llen der Betroffenen aufreeht erhaltene ~ennungen von Wohn­
und :D1enstort durch Dienstpostentausoh zu beendigen und insbesondere 

. alle unterstellten Bundes- und Landesbehörden anzuweisen, Wenn 1rgendw1e 

. mCSglioh, solohen VersetzungswUnschen betroffener Beamter rasohest 

naollzukommen?" 
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. Dazu beehrt sich die Bundesregierung auf d •• 1. Gegenstand 

e~lassene Rundsohreiben des Bundeskanzleramtes vom 12.Juni 1954. 
Zl.68.026-,/1954. hlnwuweiaen, in <lem den Anregungen der antragenden 
.Ab,eordneten Beohnung ßetragenwu.rde. Gegenüber den anc1eren Gebiets­
karperschafte;n (Länder und Gemeinden) bfesitzt die Bundesregierung 
kein Weisungarecht bezüglich ihrer Personalwirtschaft. »8,S anaeführte 
lbUldsohreibeft wurde jedoch den, Ämtern der Landesregierung zur ICe~tn1s 
gebraCht. 

Eine Abschrift dieses Rundsohreibens liegt bei. 

G -.-.-
Das erwähnte Rundsohreil;len an die Bundesdienststelleft hat 

~olcena.en Wortlaut I 
.;4n die Bundesregierung ist die Anregung berangetragen wor4en, 

Familientrennungen, die infolge der derzeitigen Wohnung8vel'hältnisse 
clurch Verwendung öffentlioher Bediensteter aU8serhalbdee Wohnorte8 
ent,tanden sind, dadurch zu beheben, dass Ansuohen um Versetzung an 
den Wohnort ode:r; Ansuohen um Bewilligu.ng des J)iensttau8ches, soweit 
ea die Dienstinteressen gestatten, bewilligt werden. 

Ea ergeht daher die Einladung; bei Behandlung Von Versetsunga. 
gesuehen und bei Ansuohen um Bewilligung des Dienstta\laohe8, die mit , 
einer bestehenden Familientrennung begrQna.et werden, auf 4ie einleit~4 
.~efahrte Anregung Bedaoht zu nehmen. Auoh bei dienstl10h notwendiBen 
Ve~.etzungen ~Öge auf die Famiaienverhältnisse der in Betraoht kommen-

4en Bediensteten - soweit es die Dienstesinteressen erlauben -
lttokeioht genommen werden.ll 
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